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B e g r ü n d u n g 
 

zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 270, 
Kennwort: „Lambertiring/Paschenaustraße“, 

der Stadt Rheine 

 
 
 
 
 
 
Anlass der Änderung: 
 
Der seit 1998 rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 270, Kennwort: „Lamberti-
ring/Paschenaustraße“, der Stadt Rheine beinhaltet Wohnbauflächen im südli-
chen Ortsrandbereich von Altenrheine zwischen dem Paschenaugraben und dem 
Außenhook. 
 
Die Bebauungsplanung ist zwischenzeitlich voll durchgeführt, sodass nunmehr 
der Ausbau der Verkehrsflächen ansteht. 
 
Anlass dieser 2. Änderung des Bebauungsplanes sind die geänderten Ausbau-
merkmale für zwei Teilbereiche der Paschenaustraße. 
 
Geltungsbereich: 
 
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 270, Kennwort: „Lambertiring/Pasche-
naustraße“, der Stadt Rheine bezieht sich auf 2 Bereiche innerhalb der Pasche-
naustraße, und zwar 
 
Änderungsbereich a)  Paschenaustraße in Höhe der Gebäude Elsenweg 4 und Pa-

schenaustraße 26 (betroffen sind die Flurstücke 167 und 
179, Flur 37, Gemarkung Rheine rechts der Ems), 

 
Änderungsbereich b) Paschenaustraße in Höhe des Gebäudes Paschenaustra-

ße 37. 
 
Die beiden Änderungsbereiche sind in der Plandarstellung gekennzeichnet. 
 
 
Übergeordnete Vorgaben : 
 
Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Rheine ist der Stadtteil Altenrheine 
als Wohnbaufläche dargestellt. 
  
Insofern wurde der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan der Stadt  
Rheine entwickelt. 
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Rechtsverbindlicher Bebauungsplan: 
 
Die Paschenaustraße ist eine klassifizierte Straße – K 68 – von der Osnabrücker 
Straße bis zur nördlichen Stadtgrenze in Richtung Niedersachsen. 
 
Im Abschnitt zwischen der Bergstraße und dem Hopstener Damm erfüllt sie zu-
dem die innerörtliche Erschließung der angrenzenden Wohnbauflächen. Aufgrund 
dieser Verkehrsbedeutung ist eine Fahrbahn in einer Breite von mindestens 6 m 
erforderlich; daneben sind ein- bzw. beidseitig Gehwege vorzusehen. 
 
Zu Änderung a) 
 
Im Bereich der Gebäude Paschenaustraße 26 und Elsenweg 4 befinden sich in-
nerhalb der ausgewiesenen Verkehrsfläche 3 unter Erhaltung stehende Erlen. 
Insofern wurde in diesem Bereich die Verkehrsfläche ausgeweitet, um so den 
Schutz der Bäume zu gewährleisten. 
 
Zu Änderung b) 
 
Im Bereich des Gebäudes Paschenaustraße 37 befinden sich ebenfalls 2 unter 
Erhaltung stehende Bäume (Erle und Birke).  
 
Planänderung: 
 
Zu Planänderung a) 
 
Im Bereich der Gebäude Paschenaustraße 26 und Elsenweg 4 sollen diese 3 un-
ter Erhaltung stehenden Erlen entfernt werden; insofern bedarf es nicht mehr der 
Aufschaltung in diesem Bereich; und die Verkehrsführung soll hier linear durch-
geführt werden. 
 
Für die 3 unter Erhaltung stehenden Erlen werden als Ersatz 6 mittel- bis groß-
kronige Laubbäume (Stammumfang ca. 20 cm) innerhalb der Verkehrsflächen 
angepflanzt. 
 
Zu Planänderung b) 
 
Im Bereich des Gebäudes Paschenaustraße 37 sollen die 2 unter Erhaltung ste-
henden Bäume (Erle und Birke) entfernt werden; als Ersatzanpflanzung wird in 
diesem Bereich ein Grünbeet geplant zur Anpflanzung eines neuen großkronigen 
Laubbaumes. 
 
Auf der folgenden Seite sind die vor beschriebenen Änderungen der Ausbau-
merkmale für zwei Teilbereiche der Paschenaustraße zeichnerisch dargestellt. 
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Umweltbericht : 
 
Im Zuge der Aufstellung sowie Durchführung des Bebauungsplanes Nr. 270, 
Kennwort: „Lambertiring/Paschenaustraße“ sind bereits umfangreiche Kompen-
sationsmaßnahmen durchgeführt worden. 
 
Da es sich bei den vorgenannten Änderungen lediglich um marginale geänderte 
Ausbaumerkmale (keine Mehrversiegelung) für zwei Teilbereiche der Pasche-
naustraße handelt, die keine Auswirkungen auf die Umwelt hervorrufen, wird auf 
die damalige „Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung“ verwiesen.  
 
Ergänzende Feststellungen: 
 
Diese Änderung wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB durchgeführt, 
da keine Grundzüge der Planung berührt werden.  
 
Die Stadt Rheine erhebt die verwaltungsinternen Planungskosten vom An-
tragsteller. 
 
 
Rheine, 5. August 2008 
 
Stadt   Rheine 
Die Bürgermeisterin 
 
im Auftrag 
 
 
 
Michaela Gellenbeck 
Städt. Baurätin z. A. 


